
Präambel 
 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) sowie § 86 der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung vom 15.10.2015 (GVOBl. 
M-V S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. 
M-V S. 221, 228), wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Papendorf vom …………… folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 
25 "Wohngebiet Niendorf-Süd", gelegen im Süden der Ortslage Niendorf, westlich 
der Pölchower Straße und östlich des Wohngebietes am Haselbruch, bestehend aus 
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie den örtlichen Bauvorschriften 
erlassen: 
 
 

Teil B – Text 
Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. Abs. 3 BauGB, §§ 1, 

4 und 16 BauNVO) 
1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) sind Betriebe des Beherbergungsge-

werbes, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch 
ausnahmsweise nicht zulässig. Gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO wird bestimmt, 
dass in allen Wohngebieten Ferienhäuser und Ferienwohnungen unzulässig 
sind. 

1.2 Für die festgesetzten First- und Traufhöhen gilt als Bezugspunkt die Oberkante 
der hergestellten, anbaufähigen Erschließungsstraße gegenüber der Mitte der 
straßenseitigen Gebäudefront. 
 

2. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO) 
In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) gilt die abweichende Bauweise, ver-
bunden mit der Festsetzung, dass die Grenzabstände der offenen Bauweise 
gelten, jedoch abweichend von der offenen Bauweise bei Gebäuden eine Län-
ge von 25,0 m nicht überschritten werden darf. 
 

3. Mindestgröße von Baugrundstücken (§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB) 
 In den Allgemeinen Wohngebieten (WA) beträgt die Mindestgröße der Bau-

grundstücke für Einzelhäuser 650 m² und für Doppelhaushälften 450 m². 
 

4. Flächen für Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 
BauGB, §§ 12 und 14 BauNVO) 

4.1 Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete (WA) ist die Errichtung von über-
dachten Kfz-Stellplätzen und Nebengebäuden i.S.d. § 14 Abs. 1 BauNVO im 
Vorgartenbereich unzulässig. Vorgartenbereich ist der Bereich zwischen der 
öffentlichen Straße und der straßenseitigen Baugrenze bzw. deren Verlänge-
rung bis zur seitlichen Grundstücksgrenze. Nebengebäude sind hier auch 
unzulässig, wenn sie direkt an das Hauptgebäude angebaut werden. 

4.2 Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO wird die Errichtung von Kleinwindkraftanla-
gen und freistehenden Antennenmasten im gesamten Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes ausgeschlossen. 

  
 



5.  Grünflächen; Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen und Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft; Anpflanzen und Erhalten von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen; Artenschutz und Maßnahmen zum Ausgleich 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 

5.1 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Ortsrandbegrü-
nung“ ist eine mehrreihige und freiwachsende Hecke mit Überhältern in einer 
Breite von mindestens 5,0 m anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Es sind 
standortheimische Gehölzarten in den Pflanzqualitäten Sträucher 60/100 cm, 3-
triebig, Bäume Stammumfang 12/14 cm und Zweibocksicherung zu verwenden. 
Die Sträucher sind im Verband 1,0 m x 1,5 m und Bäume als Überhälter in ei-
nem Abstand von 15-20 m zu pflanzen. Es sind mindestens 5 verschiedene 
Straucharten und 2 verschiedene Baumarten zu verwenden. Ein geeigneter 
Schutz gegen Wildverbiss ist vorzusehen.  

5.2 Die öffentlichen Grünflächen mit der Zweckbestimmung "Feldgehölz" sind mit 
standortheimischen Baum- und Straucharten im stufigen Aufbau zu gestalten.  

 Im Zentrum der Flächen sind jeweils zwei Trauben-Eichen (Quercus petraea) 
als Hochstämme in der Mindestqualität StU 12-14 cm und einem Pflanzabstand 
zueinander von 8,0 m zu pflanzen und mit einer Verankerung zu sichern. Dane-
ben sind maximal 10 Heistergruppen aus je 5 Pflanzen der Baumarten Wild-
Birne (Pyrus communis), Wild-Apfel (Malus sylvestris) und Speierling (Sorbus 
domestica) in der Mindestqualität 150/200 cm zu pflanzen. Auf den verbleiben-
den Flächen sind Strauchgruppen aus je 6 Pflanzen einer Art zu pflanzen. Es 
sind in folgenden Anteilen die Straucharten (Mindestqualität 2xv, 60-100 cm, 3-
triebig) Weißdorn (Crataegus monogyna/laevigata) 65%, Schlehe (Prunus spi-
nosa) 10 %, Kreuzdorn (Rhamnus cathartica) 10 %, Hunds-Rose (Rosa canina) 
5 %, Pfaffenhütchen (Euyonymus europaea) 5% und Feld-Ahorn (Acer cam-
pestre) 5 % zu verwenden. 

 Die Sträucher sind im Verband 1,0 m x 1,5 m zu pflanzen. Ein geeigneter 
Schutz gegen Wildverbiss ist vorzusehen. 

5.3 Innerhalb der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung "Hecke" ist eine 
Hecke aus heimischen, standortgerechten Laubgehölzen auf einer Breite von 
2 m zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Sträucher sind im Verband 1,0 
m x 1,2 m zu pflanzen. Vorhandene Sträucher sind einzubeziehen. 

5.4 Die öffentlichen Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Wiese“ ist als naturnahe 
Wiese zu gestalten. Die Errichtung von baulichen Anlagen und die Pflanzung 
von Gehölzen sind unzulässig. 

5.5 Entlang der Planstraße sind zwei Hochstämme der Gewöhnlichen Vogelbeere 
(Sorbus aucuparia) und der Mindestqualität Hochstamm 3x verpflanzt, Stamm-
umfang 18/20 cm zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumstandorte 
können im Rahmen der Erfordernisse der Erschließung verschoben werden. 
Für die Baumpflanzungen entlang der Planstraßen ist ein Wurzelraum von min-
destens 12 m² zu gewährleisten.  

5.6 Die zum Erhalt festgesetzten Einzelbäume bzw. Gehölzbestände sind dauerhaft 
zu erhalten und vor jeglichen Beeinträchtigungen, die den Fortbestand 
gefährden, insbesondere während der Baumaßnahmen, fachgerecht zu 
schützen. Beschädigte oder abgegangene Gehölze sind gleichwertig zu 
ersetzen.  

5.7 Die Kfz-Stellplatzflächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen.  
5.8 Nach Beendigung der Bauarbeiten sind baubedingte Beeinträchtigungen (wie 

Bodenverdichtungen, Fahrspuren, Fremdstoffreste) zurückzunehmen. 
5.9 Für alle Gehölzpflanzungen gilt eine 3-jährige Entwicklungspflege. 
 



6. Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB) 

6.1 Schlafräume und Kinderzimmer sind innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete 
(WA) auf der lärmabgewandten Gebäudeseite (Nordwestseite) anzuordnen. 

6.2 Ist dies nicht möglich, so sind die Außenbauteile einschließlich der Fenster von 
Schlafräumen und Kinderzimmern so auszuführen, dass durch besondere 
Fensterkonstruktionen unter Wahrung einer ausreichenden Belüftung oder 
durch andere bauliche Maßnahmen gleicher Wirkung (z.B. schallgedämmte 
Lüftungseinrichtungen) Schallpegeldifferenzen erreicht werden, die gewährleis-
ten, dass in dem Raum ein Beurteilungspegel von 30 dB(A) während der 
Nachtzeit nicht überschritten wird. 

6.3 Für lärmabgewandte Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel 
entsprechend Punkt 4.4.5.1 der DIN 4109-2 ohne besonderen Nachweis bei of-
fener Bebauung um 5 dB vermindert werden. 

6.4 Wird für konkrete Planvorhaben nachgewiesen, dass sich der Beurteilungspe-
gel für die Fassaden infolge der Eigenabschirmung oder von Abschirmungen 
durch vorgelagerte Baukörper soweit vermindert, dass sich der Lärmpegelbe-
reich II (s. Darstellung im Teil A) ergibt, dann kann auf die Maßnahmen gemäß 
den Festsetzungen in Nr. 6.2 und Nr. 6.3 verzichtet werden. 

 
7. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86 LBauO M-V) 
7.1 Für die Dacheindeckungen der Hauptgebäude sind nur unglasierte rote, braune 

und anthrazitfarbene Dachziegel zulässig. Ebenso zulässig ist die Nutzung für 
nicht aufgeständerte Solaranlagen. 

7.2 Die Verwendung von glänzenden Dach- oder Fassadenmaterialien ist mit 
Ausnahme von Glasflächen und von Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie 
unzulässig. Die Verwendung von Dach- oder Fassadenmaterialien, die andere 
Baustoffe vortäuschen, ist unzulässig. 

7.3 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Ölbehälter ist nicht zulässig. 
7.4 Einfriedungen sind zur Straßenseite nur als Laubholzhecke aus heimischen 

Arten, schmiedeeiserner Zaun oder als Holzzaun zulässig. Drahtzäune sind nur 
innerhalb von Hecken zulässig. Die maximal zulässige Höhe für Zäune beträgt 
zur Straßenseite 1,5 m. 

7.5 Sonstige nicht bebaute Grundstücksflächen sind als Gärten anzulegen und 
dauerhaft zu pflegen. Das Anpflanzen von Koniferen ist unzulässig (Ausnahmen 
sind heimische Kiefer und Eibe). Gekieste Vorgärten sind unzulässig. 

7.6 Dauerstellplätze von Müllbehältern sind mit einer blickdichten, dauerhaften 
Bepflanzung, mit einer begrünten Umkleidung oder mit Rankgittern zu 
versehen. Sichtschutzanlagen sind mit Rankpflanzen zu begrünen. 

7.7 Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht sind unzulässig. 
Werbeanlagen sind in den WA nur an der Stätte der Leistung bis zu einer 
Größe von 1,0 m² im Bereich des Erdgeschosses zulässig. 

7.8. Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen 
Satzung über die örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 100.000 € geahndet 
werden. 

 
 
 
 



Hinweise 
 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind keine Bodendenkmale bekannt. 
Werden unvermutet Bodendenkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 DSchG M-V 
unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Fund und Fundstelle 
sind bis zum Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes für Kultur und Denkmal-
pflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entde-
cker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den 
Wert des Fundes erkennen.  
 
Das Plangebiet ist nicht als kampfmittelbelastet bekannt. Es ist jedoch nicht auszu-
schließen, dass bei Tiefbaumaßnahmen Munitionsfunde auftreten können. Aus die-
sem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Soll-
ten bei diesen Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufge-
funden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der un-
mittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu be-
nachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die örtliche Ordnungsbehörde hin-
zuzuziehen. Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen 
derartiger Mittel erhält, ist verpflichtet, dies unverzüglich der örtlichen Ordnungsbe-
hörde anzuzeigen. 
 
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodeneinwirkungen, 
welche eine Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderungen des Bo-
dens, Verlust von Oberboden, Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, ver-
mieden werden. Werden bei Bauarbeiten Anzeichen für bisher unbekannte Belas-
tungen des Untergrundes (unnatürlicher Geruch, anormale Färbung, Austritt verun-
reinigter Flüssigkeiten, Ausgasungen, Altablagerungen) angetroffen, ist der Grund-
stücksbesitzer gemäß § 4 Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) zur ord-
nungsgemäßen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Auf die An-
zeigepflicht bei der unteren Abfallbehörde des Landkreises Rostock wird hingewie-
sen. 
 
Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone III der 
"Oberflächenwasserfassung "Warnow". Die Verbote und Nutzungsbeschränkungen 
zum Trinkwasserschutz sind zu beachten. 
 
Zur Minimierung der Beeinträchtigungen für die Brutvogelarten der Gehölze und Frei-
flächen ist die Entfernung von Gehölzen und der Vegetationsschicht gemäß § 39 
BNatSchG auf den Zeitraum außerhalb der Brutzeit (Oktober bis Februar) zu be-
schränken.  
 
Innerhalb der privaten Wohnbauflächen sollte der vorhandene Baumbestand an hei-
mischen Gehölzen soweit möglich in die Gestaltung der Freianlagen einbezogen 
werden. 
 
Die in der Satzung genannten Gesetze, Normen und Richtlinien können im Bauamt 
des Amtes Warnow-West, Schulweg 1a, 18198 Kritzmow, während der Öffnungszei-
ten eingesehen werden. 
 
Der vorliegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschäfte, die auf 
Grundlage dieses Entwurfes getätigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung. 
 
 



 
 


